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Politische Vorstösse betreffend Sans-Papiers im Basler Parlament
Rot-grüne Ernüchterung
Nachdem vor 10 bis 15 Jahren 
die politischen Diskussionen 
über die Situation der Sans-
Papiers intensiv geführt und 
mehrere Vorstösse lanciert und 
zum Teil auch erfolgreich an die 
Regierung überwiesen wurden, 
ist es in den letzten Jahren im 
Grossen Rat von Basel-Stadt 
bei diesem Thema recht ruhig 
geworden.
 
Ein Rückblick auf die Aktivitäten im 
Grossen Rat zeigt, dass seit 2010 
keine nennenswerten Vorstösse 
mehr lanciert wurden. 2010 ver-
suchte Sebastian Frehner (SVP) 
die verschiedenen Dienststellen 
dazu zu verpflichten, Personen 
ohne geregelten Aufenthalt an das 
Amt für Migration zu melden. Die-
se Motion wurde gar nicht erst an 
die Regierung überwiesen. Im glei-
chen Jahr reichte die Schreibende 
einen Antrag zur Einreichung einer 
Standesinitiative betreffen Zugang 
zu Lehrstellen für Sans-Papiers 
ein. Dieser Antrag wurde ange-
nommen, der Kanton Basel-Stadt 
reichte daraufhin, eine entspre-
chende Standesinitiative ein. 

Die Lösung, die der Bund inzwi-
schen ausgearbeitet hat, ist zwar 
ein erster Schritt in die richtige 
Richtung, aber auch nicht mehr. 
Die Hürden, die sich für betrof-
fenen Jugendliche ohne Aufent-
haltsbewilligung stellen, bis sie 
einen Lehrvertrag abschliessen 
können, sind extrem hoch, so dass 
nur ganz wenige Sans-Papiers 
von dieser Lösung profitieren und 
wirklich eine Lehre beginnen kön-
nen.

Einzig der auch im Jahr 2010 ein-
gereichte Anzug von Thomas Mall 
(LDP) betreffend kohärente Rege-
lungen bezüglich „sans papiers“ 
ist noch hängig. Dieser Vorstoss 
forderte unter anderem, „einen all-
gemein gültigen Kompromiss zwi-
schen humanitären Ansprüchen 
und Rechtsstaatlichkeit“ zu su-
chen. Im Herbst 2012 berichtete 

die Regierung, dass der Bundesrat 
noch daran sei, verschiedene Fra-
gen zur Rechtsstellung der Sans- 
Papiers und der Meldepflichten 
gegenüber den Migrationsbehör-
den abklären zu lassen. Bis dahin 
solle der Anzug stehen gelassen 
werden. Eine erneute Stellungnah-
me ist im Herbst 2014 zu erwar-
ten, doch schon jetzt muss davon 
ausgegangen werden, dass auch 
diesmal kein „grosser Wurf“ her-
auskommen wird.
 
Seit 2005 hat Basel-Stadt eine Re-
gierung mit rot-grüner Mehrheit, 
was zu Beginn bei vielen engagier-
ten Menschen Hoffnungen ausge-
löst hat. Inzwischen hat sich aber 
Ernüchterung breit gemacht. Die 
Situation des politischen Stillstan-
des im Bereich der Sans-Papiers 
entspricht einerseits den Macht-
verhältnissen im Grossen Rat, wo 
aktuell weder die linke noch die 
bürgerliche Seite eine klare Mehr-
heit hat, andrerseits  ist sie auch 
auf die Haltung der Regierung zu-
rück zu führen. Die Berichte, die 
die Regierung abgibt, sind zwar 
„besser“, das heisst fundierter 
und im Ton anständiger gewor-
den, doch noch immer ist keine 
Bereitschaft spürbar, selber aktiv 
zu werden, um die Situation der 
Sans-Papiers im Kanton Basel-

Stadt zu verbessern. Lieber wird 
die Verantwortung auf den Bund 
geschoben und es wird behaup-
tet, dass die Kantone keinen ei-
genen Spielraum hätten. Das dies 
nicht so ist, zeigen die Beispiele 
einiger Kantone der Romandie, 
wo kantonale Bewegungen dazu 
geführt haben, dass die Regie-
rungen beim Bund vorstellig wur-
den und Lösungen für die Sans- 
Papiers gefordert haben.
 
In Basel-Stadt verlassen sich die 
Engagierten für die Verbesse-
rung der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen verständlicherweise 
nicht mehr auf den Weg über den 
Grossen Rat sondern konzentrie-
ren ihre Aktivitäten auf den aus-
serparlamentarischen Bereich. 
Wenn sich wieder eine starke und 
solidarische Bewegung bildet, die 
sich lautstark und hartnäckig mit 
Demonstrationen und phanta-
sievollen Aktionen für die Sans-
Papiers einsetzt, wird die Politik 
nachziehen müssen. Es bleibt zu 
hoffen, dass dann auch die Re-
gierung ihre Verantwortung wahr-
nimmt und sich nicht weiter hinter 
„Bundesbern“ versteckt. 

Heidi Mück
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Prix Social 2014

Die Anlaufstelle für Sans-Papiers hat den Prix Social 2014 
gewonnen. Mit diesem Preis zeichnet der Berufsverband AvenirSocial 
beider Basel alle zwei Jahre eine hervorragende Leistung im Bereich 
der professionellen Sozialen Arbeit aus. Die Anlaufstelle wurde unter 
anderem gewählt, weil ihre Arbeit auf mehreren Ebenen stattfi ndet: 
Neben der individuellen Beratung und Begleitung werden die Sans-
Papiers auch bei ihrer Selbstorganisation und Selbsthilfe unterstützt. 
Sie werden somit nicht als hilfl ose Opfer betrachtet, sondern mit ihren 
Ressourcen und Potentialen gewürdigt und gefördert. Darüber hinaus 
zeichne sich die Anlaufstelle laut dem Gremium durch ihre differen-
zierten Hintergrundanalysen zur Lebenssituation von Sans-Papiers 
und ihre lösungsorientierten politischen Kampagnen aus. 

Die Preisverleihung fi ndet am Dienstag 18. März 2014 um 18.30 Uhr 
in der Kartäuserkirche im Bürgerlichen Waisenhaus Basel (beim 
Wettsteinplatz) statt. Das Programm wird bereichert durch Beiträge 
von Frau Prof. Dr. Martina Caroni, Rechtswissenschaftliche Fakultät 
der Universität Luzern, Christoph Brutschin, Regierungsrat Basel-
Stadt und Matthias Gubler, Saxophon

Forum zum Thema 
Illegalisierung

Das nächste von Solidarité sans 
frontières organisierte Forum
für Engagierte und Interessier-
te aus allen Regionen fi ndet am 
Samstag, 24. Mai 2014 um 10 
Uhr, wieder im Le Cap (Predi-
gerkirche) in Bern statt. 

Diesmal steht das Thema „Illega-
lisierung“ mit ihren vielen Facet-
ten zur Diskussion, ebenso die 
Frage, wie dieser zu begegnen 
sei. Sosf hat ein interessantes 
Programm inklusive Mittagessen 
zusammengestellt (siehe www.
sosf.ch). Eintritt frei.

Zaunzerschneiden: Cut the Fence ist ein künstlerischer Gegenentwurf des Zauns rund um das 
Ausschaffungsgefängnis und das Empfangszentrum Bässlergut. Der afrikanischen Damaststoff 
von der gleichen Länge wie der Zaun wird zerteilt und kann meterweise als Schal oder Wand-
schmuck erworben werden. www.wemakeit.ch/projects/cut-the-fence / www.bblackboxx.ch / 
www.xcult.org/copaetsordes/ 


